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Einen Kirchenfonds gründen
Seit deren Gründung hat Felix
Meyer, Steinen, die evange-
lisch-reformierte Kantonal-
kirche als Kirchenratspräsident
geführt. Nun hat er am 
Wochenende seinen Rücktritt
per Ende 2013 eingereicht. 
Die Synode selber befasst sich
allerdings vorerst eher mit
 finanziellen Fragen. 

Von Josias Clavadetscher

Schwyz. – Nach Vorliegen der ent-
sprechenden Rechtsgrundlage hat sich
die evangelisch-reformierte Kanto-
nalkirche 1998 sehr schnell und rei-
bungslos gegründet. Schon an diesen
Vorbereitungen war Felix Meyer, Stei-
nen, intensiv beteiligt und hat an-
schliessend auch das Präsidium des
Kantonalkirchenrats als Exekutive
übernommen. Nun hat Meyer an der
Synode der Kantonalkirche am Sams-
tag seinen Rücktritt erklärt. Er wird in
einem Jahr auf Ablauf der Amtszeit
2010 bis 2013 und nach 16 Präsidial-
jahren zurücktreten. Die Kantonal-
kirche hat damit ausreichend Zeit, 
einen Nachfolger zu finden. Die 
Nominationskommission wird diese
Neuwahl auf die Amtsperiode
2014–17 hin vorbereiten und hat ihre
Arbeit bereits aufgenommen.

«Könnte happig werden»  
Vorläufig aber hat sich die reformierte
Synode unter dem Vorsitz von Präsi-
dent Hans-Ulrich Körner, Lauerz, eher
mit profanen Fragen befasst, vor allem
mit den Finanzen. Im Vordergrund ste-
hen unverändert Befürchtungen, dass
als Folge einer Beschwerde beim 
Europäischen Gerichtshof in Strass-
burg allenfalls die juristischen Perso-
nen tatsächlich von der Kirchensteuer-
pflicht befreit werden könnten. «Soll-
te dies der Fall sein, dann könnte es
sehr happig werden», erklärte Finanz-
chef Fritz Lengacher, Rothen thurm.
Aus dem Kreis der Kantonalkirche
sind darum Bestrebungen im Gange,

einen «Reformierten Kirchenfonds»
zu gründen und zu alimentieren. Ein
Statutenentwurf dazu liegt bereits vor.
Dieser Fonds hätte die Absicht, die
Kirchgemeinden im Kanton auf frei-
williger Basis zu unterstützen. Der
Fonds würde sich als gemeinnütziger
Verein etablieren, der parallel neben
der Kantonalkirche unabhängig han-
deln kann. 

Ebenfalls hat sich der Kantonal-
kirchenrat mit den geplanten neuen
Abschreibungssätzen befasst. Wie 
Finanzchef Lengacher erklärte, werde
man auf die Einführung des Harmoni-
sierten Rechnungsmodells II verzich-
ten, da der Aufwand dafür eindeutig zu
gross sei. Bezüglich Abschreibungs-
sätzen ist zudem geplant, dass die
Kirchgemeinden beide Varianten an-

wenden dürfen, entweder wie bisher
die degressive Abschreibung oder
dann neu die lineare. 

10 000 Franken gestrichen
Weiter hat die reformierte Synode das
Budget 2013 genehmigt. Es sieht einen
Gesamtaufwand von 538 000 Franken
vor, der durch die Beiträge der sechs
Kirchgemeinden gedeckt wird. Den
Grossteil davon decken aufgrund ihrer
Mitgliederzahl die beiden Kirch-
gemeinden March und Höfe mit je 
etwa 31 Prozent. Ebenfalls genehmigt
wurde die Transfersumme von
132 000 Franken für den innerkirch-
lichen Finanzausgleich. Alleiniger
Zahler ist hier die Kirchgemeinde 
Höfe, Empfänger sind die kleineren
Kirchgemeinden Einsiedeln, Arth-

Gold au und Brunnen-Schwyz. Inten-
siv diskutiert wurden erneut die Kos-
ten für den «Kirchenboten». Dieser
wird allen Reformierten im Kanton
zugestellt, die Kosten trägt die Kan-
tonalkirche, letztlich über die Bei-
träge die Kirchgemeinden. Da die
Kosten im nächsten Jahr höher bud-
getiert worden sind als die vertrag-
liche Abmachung, hat die Synode den
Beitrag um 10 000 Franken auf
113 000 Franken gekürzt. Ein Teil der
Mehrkosten war dadurch bedingt,
dass die Auflage gestiegen ist. Die
leichten Mehrkosten im Bereich 
Verwaltung haben sich ergeben, weil
das neue Entschädigungsreglement in
Kraft getreten ist. Ebenfalls ist das 
Sekretariat ganz minim auf eine 25-
Prozent-Stelle aufgestockt worden.  

Vorsitz der reformierten Synode: (von links) Vizepräsident Karl-Heinz Wyss, Altendorf, Präsident Hans-Ulrich Körner, 
Lauerz, und Aktuarin Erika Dubler, Reichenburg.  Bild Josias Clavadetscher 

Eindringliche Musik von Joachim Raff
In der vollbesetzten Pfarr-
kirche Lachen gab der Berner 
Gemischte Chor begleitet vom
Sinfonieorchester Ausser-
schwyz am Sonntagabend ein
Konzert zu den «Letzten 
Dingen». Erstmals in der
Schweiz wurde ein Ausschnitt
aus dem einzigen Oratorium
von Joachim Raff, «Welt-
Ende», zu Gehör gebracht.

Von Lilo Etter

Lachen. – Als Erstes erklang «Re-
quiem Des-Dur op. 148» für Soli,

Chor und Orchester von Robert
Schumann (1810–1856). Unter der
gesamten Leitung von Christoph
Marti, Dirigent des Berner Gemisch-
ten Chores, begann die Musik von
Chor und Sinfonieorchester Ausser-
schwyz (SOAS) verhalten, wurde 
intensiver, dramatischer. Innigere
Momente bot am Ende von «V. Qui
Mariam absolvisti» in ihrem Ge-
sangssolo Liliane Glanzmann, Alt. In
«VI. Sanctus» füllte die Musik fest-
lich die ganze Kirche. Zum Schluss in
«IX. Benedictus» brachten die Solis-
ten – Liliane Glanzmann, Stephanie
Bühlmann, Sopran, Simon Witzig, 
Tenor, und Wolf Latzel, Bariton –
Stille zurück, und mit den letzten

Worten, «Schenke ihnen Ruhe», ver-
klang das Werk, wie wenn es in den
Himmel entschwinden würde.

Klänge wie wogende Wellen
Es folgte «Schicksalslied op. 54 für
Chor und Orchester» von Johannes
Brahms (1833–1897), nach einem Text
von Friedrich Hölderlin. Bestens har-
monierend steigerten sich Chor und
Orchester von stiller Nachdenklichkeit
zu aufgewühlten Klängen, die den Wor-
ten gemäss «wie Wasser von Klippe zu
Klippe geworfen» wogend durch den
Raum schlugen. Ruhig werdend drang
am Ende Versöhnlichkeit durch.

Den eindringlichen Schluss mach-
te «Welt-Ende – Gericht – Neue Welt

op. 212», Oratorium für Soli, Chor
und Orchester, des gebürtigen Lach-
ners Joseph Joachim Raff (1822-
1882), aus dem «Abtheilung II: Ge-
richt» gespielt wurde. Im Orchester
wirkte auch der Leiter des SOAS, Urs
Bamert, Klarinette, mit. Im Wechsel
von Rezitativ und Intermezzo blick-
te Raff musikalisch in die Seele des
Menschen. Der Doppelchor trennte
inbrünstig die Guten und die Bösen.
Frieden verbreitete «Intermezzo
(Das Gericht)», der sich im Sopran-
solo von Stephanie Bühlmann fort-
setzte. Am Schluss hoben Solisten,
Chor und Orchester die Musik in ein
freudiges Jubilieren. Das Publikum
war begeistert.

Im Oratorium von 
Raff gab Sopranistin
Stephanie Bühlmann
ein feinfühliges Solo.
Der Berner Gemischte
Chor, begleitet vom
Sinfonieorchester 
Ausserschwyz, stand
unter der Leitung von
Christoph Marti. 

Bild Lilo Etter
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Einbürgerungen wie 
bisher handhaben
Am 25. November entscheiden die
Stimmbürger in diversen Gemeinden
über die Initiative Einbürgerung
durch die Gemeindeversammlung,
wonach Einbürgerungen weiterhin an
der Gemeindeversammlung behan-
delt werden sollen. Nach Meinung der
Initianten dürfen Einbürgerungen
kein reiner Verwaltungsentscheid
durch eine Behörde sein. Das Verfah-
ren soll beibehalten werden wie bis-
her. Wer sich einbürgern lassen will,
muss die notwendigen Bedingungen
erfüllen und soll sich der Gemeinde-
versammlung stellen müssen. Der
Gang vor die Gemeindeversammlung
hat auch eine disziplinierende Wir-
kung, da es viel einfacher ist, gegen 
einen Entscheid einer Behörde beim
Gericht zu rekurrieren als gegen 
einen Entscheid der Gemeindever-
sammlung. Wie die Erfahrung zeigt,
ziehen Bewerber ihr Gesuch meistens
vor dem Gang an die Gemeindever-
sammlung zurück, wenn die Einbür-
gerungskommission dieses ablehnt.
Diese Wirkung wäre bei einer Behör-
de nicht mehr vorhanden. Im Übrigen
ist die Einbürgerung durch die Ge-
meindeversammlung auch ein Akt der
Wertschätzung und eine demokra-
tische Legitimation gegenüber den
Gesuchstellern. Aus diesen Gründen
sage ich Ja zu dieser Vorlage.  

HERBERT HUWILER, FREIENBACH

Einbürgern bleibt 
Bürgersache

Am 25. November ist unter anderem
in Lachen über die Einzelinitiative
«Einbürgerungen durch die Gemein-
deversammlung» abzustimmen. Seit
2003 sind Einbürgerungen an der Ur-
ne nicht mehr erlaubt – per Bundes-
gerichtsentscheide. Darauf erliess der
Regierungsrat sofort eine «Notver-
ordnung». Danach gilt der Antrag des
Gemeinderates zu einem Einbürge-
rungsgesuch als angenommen, wenn
aus der Versammlungsmitte nicht ein
begründeter Gegenantrag gestellt
wird. Eine bedenkliche Entwicklung
zum «Richterstaat» findet seine Fort-
setzung; denn eine Begründungs-
pflicht für an der Urne gefällte Ent-
scheide gibt es nicht. Das Volk ent-
scheidet abschliessend in der
Schweiz. 

Nicht mehr so bei den Einbürge-
rungen. Und nun will das revidierte
kantonale Bürgerrechtsgesetz noch
einen drauf setzen. Künftig soll der
Gemeinderat, gestützt auf die Prü-
fung der bisherigen Einbürgerungs-
kommission, keinen Antrag mehr an
die Gemeindeversammlung stellen.
Neu soll nur noch eine Behörde ab-
schliessend über alle Gemeindebür-
gerechte entscheiden. Wollen Sie das?
Eine Delegation der Kompetenz ins
stille Kämmerlein ohne Kontrollmög-
lichkeit? Die Einzelinitiative will die
letzte Möglichkeit erhalten, um ein-
zugreifen und zu bestimmen, wer in
unserer Gesellschaft mit allen Rech-
ten und Pflichten ausgestattet wird.
Besonders ärgerlich ist die Haltung
des Gemeinderates zur Initiative. Von
den acht aufgeführten Argumenten
geht kein einziges auf das Anliegen
der Initiative ein. Dass eine Kommis-
sion sich intensiv mit den Gesuchen
beschäftigt, ist selbstverständlich und
wird sowieso erwartet. Dass künftig
die Gesuche im Amtsblatt publik ge-
macht werden, kommt leider sowieso
und fördert nur den Bespitzelungs-
staat. Auch geht es der Initiative nicht
um geheime Abstimmungen. Mit
 einem Ja zur Einzelinitiative bleibt
 wenigstens die Sicherheit, dass Ein-
bürgerungen künftig fair und transpa-
rent für alle Beteiligten bleiben. 

RENÉ BÜNTER, LACHEN
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